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Amtsblatt

der

Königlichen Regierung zu Düsseldorf.
Stück 1s. Jahrgang

Inhalt des Reichs-Gesetzblattes.
248 234. Das zu Berlin am 12. März 1880 aus¬

gegebene 5. Stück des Reichs-Gesetzblattes enthält:
Nr. 1363. Allerhöchster Erlaß, betreffend die Benen¬

nung der obersten Reichsbehörde für die dem Ressort
des General-Postmeisters zugewiesenen Verwaltungs¬

zweige. Vom 23. Februar 1880.
Nr. 1364. Bekanntmachung, betreffend Abänderung

der bayerischen Uebergangsabgaben- und Rückvergütnngs-

sätze für Bier. Vom 3. März 1880.

Inhalt der Gesetzsammlung.
249. 219. Das zu Berlin am 9. März 1880 ausge¬

gebene 11. Stück der Gesetz-Sammlung enthält:
Nr. 8699. Allerhöchster Erlaß vom 3. März 1880,

betreffend Vereinigung der durch das Gesetz vom 25.

Februar 1880 (Gesetz-Samml. S. 55) sür den Staat

erworbenen Homburger Eiseubahn mit dem Bezirk der

Königl. Eisenbahn-Direktion zu Frankfurt a. M.
2AH. 235. Das zu Berlin am 13. März 1880 aus¬

gegebene 12. Stück der Gesetz-Sammlung enthält:
Nr. 8700. Gesetz, betreffend die Feststellung des

Staatshanshalts-Etats für das Jahr vom 1. April
1880/81. Vom 1. März 1880.

Nr. 8701. Gefetz, betreffend die Ergänzung der Ein¬

nahmen in dem Staatshaushalts-Etat für das Jahr
vom 1. April 1880/81. Vom 1. März 1880.
25t 236. Das zu Berlin am 10. März 1880 aus¬

gegebene 13. Stück der Gesetz-Sammlnng enthält:
Nr. 8702. Gesetz, betreffend den Ankauf der im

Großherzoglich Hessischen Gebiete belegenen Strecke der
Main-Weserbahn und den Bau einer Eisenbahn von

Cölbe nach Laasphe. Vom 7. März 1880.232 237. Das zu Berlin am 12. März 1880 aus¬
gegebene 14. Stück der Gesetz-Sammlnng enthält:

Nr. 8703. Allerhöchster Erlaß vom 9. März 1880,

betreffend Auflöfung der Königlichen Direktion der Main-

Weserbahn in Cassel und Errichtung eines Königlichen

Eisenbahn-Betriebsamtes daselbst.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Central Behörden.

233. 218. Betreffend die Beglaubigung von Meß-
geräthen, welche zur Ausführung der in dem Regulativ,

betreffend die Steuerfreiheit des Branntweins zu

gewerblichen Zwecken, (Central-Blatt für das Deutsche

Ausgegeben zu Düsseldorf am 20. März 1880.

Reich 1879 Seite 781) vorgeschriebenen Prüfung von
Holzgeist und Essig erforderlich find.

Z. 1. Die Kaiserliche Normal-Eichungs-Kommissio» ist

ermächtigt, die zur Prüfung von Holzgeist und Essig

erforderlichen Meßgeräthe, soweit dieselben nicht eichfähig
sind, mit Anwendung eines besonderen den Reichsadler

darstellenden Zeichens zu beglaubigen.

H. 2. Zu der vorerwähnten Beglaubigung werden

zugelassen: . . ,
1.Graduirte Glasgefäß e (Meßgefäße) in Form

nnten geschlossener cylindrischer Glasröhren, deren

Ranmgehalt mehr als 100 eom beträgt, und welche
mit einer mindestens von 10 zn 10 eow abgestuften

Stricheintheilung versehen sind. Die zu dem Raum¬

gehalt von 100 Lbm gehörige Strichmarke ist mit
„100 oom" zu bezeichnen, während die Bezeichnung

der übrigen Strichmarken durch bloße Bezifferung

von 10 zu 10 vom ohne den Zusatz „vom" erfolgt.

Falls das Gefäß keine fortlaufende Eintheilung in

einzelne Kubikeentimeter besitzt, hat dasselbe noch eine

Strichmarke zu enthalten, welche den Ranmgehalt von

29 ovin abgrenzt. Der Abstand von je zwei Strich¬

marken, welche einen Raumgehalt von 10 eem

begrenzen, darf nicht kleiner sein, als 30 iuw.

2. Th ermom et er, welchedie Tempera tnrgrade
von -n 58" bis 62 ^ Rvanmur angeben.

— Die Skalen dieser Thermometer sollen auf Glas

aufgetragen und zwischen 58" und 62 " mindestens

in halbe Grade eingetheilt sein, außerdem die
Temperaturen 0 " und 4- 1° Röaumnr markiren und

die Bezeichnung „Temperatur nach N>-aumur" tragen.
Das Grad-Intervall darf sowohl zwischen 58 o und

62 als zwischen 0 ° und 1 " nicht kleiner sein
als 4 riilll.

3. Gläserne Aräometer, welche spezifische

Gewichte von 1,gg bis 1,ss angeben, denen als

Einheit das spezifische Gewicht von dichtestein reinem

Wasser (Normalwasser) zu Grunde gelegt ist. — Die

Skalen der Aräometer sollen innerhalb der cylindrischen

Glasspindel auf gehörig befestigtem Papierstreifeu auf¬

getragen sein, bis zu Intervallen von 0,91 eingetheilt
nnd mindestens durch Bezifferung der Strichmarken

1,os 1,10 I.20 und 1„g sowie durch Hervorhebung
der in der Mitte zwischen den Zehnerstrichen liegenden

Striche deutlich und übersichtlich ablesbar gemacht seiu.
— Die Skalen sollen die Bezeichnung enthalten



„Spezifisches Gewicht bezogen auf Normalwasser".
Das einem Unterschiede von je 0,^ in den spezifischen
Gewichten entsprechendeSkalen-Intervall darf nicht
kleiner sein, als 2 mm.

4. Normalessig-Prober in Forin von unten
geschlossenen cylindrischen Glasröhren, welche zwei
den Raumgehalt von 20 und von 30 vom abgrenzende,
n»i den ganzen Umfang der Röhre sich erstreckende
Strichmarken enthalten und mit der Bezeichnung
„Normalessig-Prober" versehen sind.

Der Abstand der beiden Strichmarken von einander
darf nicht kleiner sein als 40 mm.

5. Vollständige Essig-Prober in Form von unten
geschlossenencylindrischen Glasröhren von mehr als
40 eom Raumgehalt, welche mit Strichmarkenversehen
sind, deren unterste sich nm den ganzen Umfang der
Röhre erstrecktund den Ranmgehalt von 20 oem
abgrenzt, während im übrigen je zwei benachbarte
Strichmarken einen Ranmgehalt von 1^/3 00m ein¬
schließen. Die Strichmarken, deren mindestens 13
vorhandensein sollen, sind, von den untersten anfangend,
mindestensvon 2 zu 2 mit Bezifferung (0, 2, 4 n. s.
f.) zu versehen. Die Ziffer 12, welche nach Obigem
zu der den Ranmgehalt von 40 com abgrenzenden
Strichmarke gehört, ist das Prozentzeichen(°/o) bei¬
zusetzen. Die Röhren sind mit der Bezeichnung
„Essig-Prober" zu Verseheu.

Der Abstand von je 2 Strichmarken, welche einen
Ranmgehalt von 10 vom begrenzen, darf nicht kleiner
sein als 40 mm.
H. 3. Die oben aufgeführten Meßgeräthe werden nur

dann zur Beglaubigung zugelassen, wenn nach dem
Ergebniß der Prüfung die Fehler ihrer Angaben im
Mehr oder im Weniger die folgenden Beträge nicht
übersteigen:

bei den gradnirten Glasgefäßen (Nr. 1) 0,2 ovm,
bei den Thermometern (Nr. 2) 0,s° Rsaumur,
bei den Aräometern (Nr. 3) eine halbe Einheit der
zweiten Dezimalstelle,
bei den Normalessig-Probern und den vollständigen
Essig-Probern (Nr. 4 und 5) 0,s ovm.
tz. 4. Die Beglaubigung der stempelfähig befundenen

Meßgeräthe erfolgt durch Aufätzung des in Z. 1 fest¬
gesetzten Stempelzeichensauf der Glaswand dicht ober¬
halb des obersten Theilstriches.

Für die Beglaubigung der obigen Meßgeräthe werden
folgende Gebühren erhoben:

für Nr. 1 0,8l> M., für Nr. 2 0,4» M., für Nr. 3
t>,,v M., für Nr. 4 0,zg M, für Nr. 5 0,gp M.
Ergiebt die Prüfung nach Z. 3 die Unzulässigkeit der

Stempelnng, so ermäßigen sich die Gebühren durchgängig
nm 0,15 M.

Berlin, den 1. März 1880.
Der Reichskanzler. I. V.: Hosmann.

254 225. Die am 1. April d. I. fälligen Zinsen
der Preußischen Anleihen können bei der Staatsschulden-
Tilgungskasse Hierselbst, Oranienstraße Nr. 94 unten
links, schon vom IS. d, Monats ab täglich, mit Aus¬

nahme der Sonn- und Festtage uud der drei letzten
Geschäftstage jedes Mouats, vou 9 Uhr Bormittags
bis 1 Uhr Nachmittags gegen Ablieferung der Kupons
in Empfang genommen werden.

Von den Regiernngs-Hanptkafsen, den Bezirks-
Hauptkasseu der Provinz Hannover und der Kreiskasse
in Frankfurt a. Main werden diese Kupons vom 20.
d. Mts. ab, mit Ausnahme der Sonn- nud Festtage
uud der Kasseurevisioustage,eingelöst werden.

Die Kupons müssen nach deu einzelnen Schulden-
gattnngen uud Apoints geordnet und es muß ihnen
ein, dieStückzahl und den Betrag der verschiedenen
Apoints enthaltendes, aufgerechnetes, unterschriebenes
uud mit Angabe der Wohnung des Inhabers versehenes
Verzeichniß beigefügtsein.

Berlin, den 5. März 1880.
Haupt-Verwaltung der Staatsschulden:

Sydow. Löwe. Hering. Merleker.
233. 227. Die diesjährige Ausnahme- von Zöglingen
in die evangelischen Bilduugs- und Erziehungsanstalten
zu Droyssig bei Zeitz findet in der ersten Hälfte des
Monates August statt.

Die Meldungen für das Gouvernanten-Institut
sind bis zum 1. Juni d, I. unmittelbar bei mir, die¬
jenigen für das Lehrerinnen-Seminar bis zum 1.
Mai d. I. bei der betreffenden Königlichen Regierung,
bezw. zu Berlin und in der Provinz Hannover bei den
KöniglichenProvinzial-Schnlkollegieu,anzubringen.

Der Eintritt in das Töchter-Pensionat, soll in
der Regel zu Osteru und zu Anfang August erfolgen.
Die Meldungen sind an den Seminar-Direktor Krit-
zinger zu Droyßig zu richten.

Die Aufnahmebedingungenergeben sich aus den aus¬
führlichen gedruckten Nachrichten über die Anstalten zu
Droyßig, welche der Seminar-Direktor Kritzinger auf
Portofreie Anfragen mitteilt.

Berlin, den 28. Februar 1880.
Der Minister der geistlichen, Unterrichts¬

und Medizinal-Angelegenheiten. I. A.: Greiff.
25k. 241. Briefverkehr mit Rußland.

Auf Briefen nach Rußland muß zur Sicherung regel¬
mäßiger und rechtzeitigerBeförderung die Aufschrift mit
lateinischen oder deutschen Buchstaben geschrieben
und die Lage des Bestimmungsorts, sofern derselbe
weniger bekannt ist, durch die zusätzliche Angabe
des Gouvernements näher bezeichnet sein.

Berlin den 15. März 1880.
Kais erliches General-Postamt. Wiebe.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Provinzial-Vehörden.

257 .231. Besetzte und erledigte Pfarrstelle.Die Wahl des Pfarrers Johannes Hoernemann in
Repelen zum Pfarrer der evangelisch-resorm. Gemeinde
zu Elberseld ist von uns landesherrlich bestätigt worden.

Die dadurch erledigte Pfarrstelle an der evangelischen
Gemeindezu Repelen (Synode Moers) wird durch Wahl
der Gemeinde wieder besetzt werden und sind Bewer-



bungen um dieselbe an den Herrn Superintendenten
Schürmann in Capellen bei Moers zu richten.

Coblenz, den 8. März 1880.KöniglichesConsistorinm:Körten.

Gerordnungen n. Bekanntmachungen
der Königlichen Regierung.

258. 220. Durch Concession vom 18. December 1879

ist die Transatlantische Feuer-Versicherungs-Actien-Gesell-

schast in Hamburg zum Geschäftsbetriebe iu deu König¬

lich Preußischen Staaten zugelassen worden.

Die Statuten nnd die Concession sind dem gegen¬

wärtigen Amtsblatte als besondere Beilage angefügt.
Düsseldorf, den 11. März 1880. I. III. L. 1034.

23!t 223. Der Handelsmann Jakob Hoffmanu in

Dinslaken hat den ihm von uns am 24. November v.

I. ertheilten Legitimations- nnd Gewerbeschein zum
Handel mit Vieh angeblich verloren.

Wir haben dem p. Hoffmann einen anderen
Legitimations- und Gewerbeschein ausfertigen lassen nnd

ist daher der verlorene Schein ungültig.

Düsseldorf, den 11. März 1880. III. III. H.. 3296.

2ii0. 224. Der Händler Wilhelm Vitinins zu Elberfeld

hat den ihm von uns am 16. Dezember v. I ertheilten
Legitimations- und Gewerbeschein angeblich am

28. Februar d. I. zwischen Elberfeld und Erkrath verloren.

Der verlorene Schein wird hierdurch für ungültig

erklärt und werden alle Behörden ersucht, diesen Schein

im Falle der Präsentation einzuziehen uud an uns
gelangen zu lasse».

Düsseldorf, den 6. März 1880. III. III. 3127.

261. 230. Bei dem Königlichen Gewerbegerichte zu
Remscheid ist an Stelle des gemäß unserer Bekannt¬

machung vom 21. August v. Js. (Amtsbl. S. 348) zum

Mitgliede gewählten stellvertretenden Mitgliedes Joh.
Pet. Hasenclever, der Kaufmann Gustav F. Böker daselbst

zum stellvertretenden Mitgliede des genannten Gerichts

erwählt worden. Der Genannte, welcher die Wahl

angenommen hat, ist von nns in seiner vorgedachten
Eigenschaft bestätigt worden.

Düsseldorf, den 11. März 1880. I. III. L. 857.SK2 .228 Polizei Verordnung
Nachdem auf Grund der Artikel 42 und 43 der

Reichsverfassung im Anschluß an Z. 74 des Bahn¬

polizei-Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands

vom 4. Januar 1875 vom Bundesrath unter dem

12. Juni 1878 die in Nr. 24 des Centralblattes für

das Deutsche Reich und in der Extrabeilage zu Stück
29, Jahrgang 1878 des Amtsblattes der mitunter¬

zeichneten Königlichen Regierung, Seite 10 ff. publi-

zirte Bahnordnung für deutsche Eisenbahnen unter¬

geordneter Bedeutung erlassen worden ist, wird die

Theilstrecke Bahnhof Osterseld bis zum Bahnhofe
Sterkrade der Westfälischen Bahnlinie Dortmund-Sterk-

rade vom 15. d. Mts. ab den Bestimmungen dieser
Bahnordnung hiermit unterworfen.

Auf Grund der ZZ. 6 und 11 des Gesetzes über die

Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 wird daher

seitens der mituuterzeichneten Königlichen Regierung

bezüglich der vorgenannten Bahnstrecke für den Umfang

des Regierungsbezirks Düsseldorf verordnet was folgt:

S. 1. Das Betreten des Plannms der Bahn, der dazu
gehörigen Böschungen, Dämme, Gräben, Brücken und

sonstigen Aulagen ist ohne Erlaubnißkarte nur der Auf¬

sichtsbehörde uud deren Organen, den in der Ausübung
ihres Dienstes befindlichen Forstschutz-, Zoll-, Steuer-,
Telegraphen, Polizei-Beamten, den Beamten der Staats¬

anwaltschaften und den zur Recognoseirung dienstlich ent¬

sendeten Offizieren gestattet; dabei ist jedoch die Bewe¬

gung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr- und Rangir-
Geleife zu vermeiden.

Das Publikum darf die Bahn nur an den zu Ueber-

fahrten und Uebergängen bestimmten Stellen überschreiten;
und zwar nur so lauge, als sich kein Zug nähert. Dabei

ist jeder unnöthige Verzug zu vermeiden.

Es ist untersagt, die Barrieren oder sonstigen Ein¬

friedigungen eigenmächtig zu öffnen, zu überschreiten oder

zu übersteigen, oder etwas darauf zu legen oder zu hängen.

H. 2. Außerhalb der bestimmungsmäßig dem Publi¬

kum für immer oder zeitweise geöffneten Räume darf
Niemand den Bahnhof ohne Erlaubnißkarte betreten,

mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienstes befind¬

lichen Chefs der Militair- und Polizeibehörde, sowie

der im Z. 1 gedachten uud der Post-Beamten.Den Festnngs-Commandanten,Fortifikations-Offizieren
und den durch ihre Uniform kenntlichen Fortifikations-
Beamten ist gestattet, auch den Bahnkörper wie die Bahn¬
höfe innerhalb des Festungsrayons zu betreten.

Die Wagen, welche Reisende zur Bahn bringen oder

daher abholen, müssen auf den Vorplätzen der Bahnhöfe

an den dazu bestimmten Stellen auffahren. Die Ueber-

wachuug der Ordnung auf den für diefe Wagen be¬

stimmten Vorplätzen, soweit dies den Verkehr mit Rei¬

senden und deren Gepäck betrifft, steht den Bahn-Polizei-

Beamten zu, insofern in dieser Beziehung nicht besondere

Vorschriften ein Anderes bestimmen.

Z. 3. Das Hinüberschaffen von Pflügen, Eggen und

anderen Gerathen, sowie von Baumstämmen und anderen

schweren Gegenständen über die Bahn darf, sofern solche

nicht getragen werden, nnr auf Wage» oder untergelegten

Schleifen erfolgen.
K. 4. Für das Betreten der Bahn nnd der dazu ge¬

hörigen Anlagen durch Vieh bleibt derjenige verant¬

wortlich, welchem die Aufsicht über dasselbe obliegt.

Z. 5. Alle Beschädigungen der Bahn und der dazu

gehörigen Anlagen, mit Einschluß der Telegraphen, so¬

wie der Betriebsmittel nebst Zubehör, ingleichen das

Auflegen von Steinen, Holz und sonstigen Sachen auf

das Planum, oder das Anbringen sonstiger Fahrhinder¬

nisse sind verboten, ebenso die Erregung falschen Allarms,

die Nachahmungen von Signalen, die Verstellung von

Ausweiche-Vorrichtungen und überhaupt die Vornahme
aller den Betrieb störenden Handlungen.

§. 6. Das Einsteigen in einen bereits in Gang ge¬

setzten Zug, der Versnch, sowie die Hülfeleistung dazu,

ingleichen das eigenmächtige Oeffnen der Wagenthüren,



während der Zug sich noch in Bewegung befindet, ist
verboten.

H. 7. Die Bahnpolizei-Beamtensind befugt, einen
Jeden vorläufig festzunehmen, der auf der Uebertretung
der in den HZ. 43—-45 der Bahnordnung für deutsche
Bahnen untergeordneterBedeutung, sowie der in dieser
Polizei-Verordnung enthaltenen Bestimmungenbetroffen
oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird
und sich über seine Person nicht auszuweisenvermag.

Derselbe ist mit der Festnahmezu verschonen, wenn er
eine angemessene Sicherheit bestellt. Die Sicherheit darf
den Höchstbetrag der angedrohten Strafe nicht übersteigen.

Enthält die strafbare Handlung ein Verbrechenoder
Vergehen, so kann sich der Schuldige durch eine Sicher-
heitsbestellnngder vorläufigen Festnahme nicht entziehen.

Jeder Festgenommeneist ungesäumt an die nächste
Polizeibehörde oder an den Staats- oder Polizei-Anwalt
abzuliefern.

H. 8. Den Bahnpolizei-Beamtenist gestattet, die fest¬
genommenen Personen durch Mannschaftenaus dem auf
der Eisenbahn befindlichen Arbeitspersonalein Bewachung
nehmen und an den Bestimmungsort abliefern zu lassen.
In diesem Falle hat der Bahnpolizei-Beamte eine mit
seinem Namen nnd mit seiner Dienstqualität bezeichnete
Festnehinnngskarte mitzugeben, welche vorläufig die Stelle
der aufzunehmenden Verhandlung vertritt, die in der
Regel an demselben Tage, an dem die Uebertretung eon-
statirt wurde, spätestens aber am Vormittag des folgen¬
den Tages an die Polizeibehörde oder den Staats- oder
Polizei-Anwalt eingesendet werden muß.

H. 9. Ein Abdruck der H. 43 — 46 der Bahnordnung
für deutsche Bahnen untergeordneter Bedeutung, der
HZ. 13, 14, 22 g.1. 2 und 5 und Z. 23 des Betriebs-
Reglements, sowie der vorstehenden Polizei-Vorordnung
ist in jedem Passagier-Zimmer auszuhängen.

H. 10. Die Uebertretung der Vorschriften der ZH. 1 bis 6
einschließlichunterliegt der Strafandrohung des H. 45
der Bahnordnung für deutsche Eisenbahnen untergeord¬
neter Bedeutung vom 12. Juni 1878, welcher nebst den
ZH. 43 und 44 der gedachtenBahnordnnng lautet, wie
folgt:

v. Bestimmungen für das Publikum
Aufrechthaltung der Ordnung.

Z. 43. Die Eisenbahnreisendenund das sonstige Pub¬
likum müssen den allgemeinen Anordnungennachkommen,
Welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechthaltuug
der Ordnung beim Transport der Personen und Effecten
getroffen werden, und haben den dienstlichenAnordnungen
der in Uniform befindlichen oder mit einem Dienstab¬
zeichen oder mit einer besonderen Legitimation versehenen
BahnpolizeibeamtenFolge zu leisten.

Halten vor den Niveanübergäugen.
Z. 44. Sobald sich ein Zug nähert, müssen Fuhr¬

werke, Reiter, Fußgänger, Treiber von Vieh und Last¬
thieren bei den an den Wegeübergängen aufgestellten
Warnungstafeln halten, resp, die Bahn ränmen.
Mitführen gemeinschädlicher Gegenstände und
Geldstrafen für Bahnpolizei-Contraventionen.

H. 45. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriftenin
den ZZ. 43 und 44 und gegen die sonstigen mit Geneh-
mignng der Aufsichtsbehörde zur Sicherheit des Betriebes
von den Verwaltungen getroffenenAnordnungen, sowie
gegen die nachfolgendenBestimmungen des BetriebS-
Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands vom 11.
Mai 1874, welche also lauten:

„FeuergefährlicheGegenstände, sowie alles Gepäck,
welches Flüssigkeiten und andere Gegenstände enthält,
die auf irgend einer Weise Schaden verursachen können,
insbesondere geladene Gewehre, Schießpnlver, leicht
entzündbare Präparate und andere Sachen gleicher
Eigenschaft,dürfen m den Personenwagen nicht mit-
genommenwerden.
Das Eisenbahn-Dienstpersonal ist berechtigt, sich in

dieser Beziehung die nöthige Ueberzeugung zn verschaffen.
Jägern und im öffentlichen Dienste stehenden Per¬

sonen ist jedoch die Mitführnng von Handmnnition
gestattet. Der Lauf eines mitgeführteu Gewehrs muß
nach oben gehalten werden"

werden mit einer Geldstrafe bis zu dreißig Mark geahndet,
sofern nicht nach den allgemeinen Strafbestimmnngen
eine härtere Strafe verwirkt ist.

Düsseldorf, den 4. März 1880. I. III. ü. 1424.
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern.

Münster, den 9. März 1880.
Königliche Direktion der Westfälischen Eisenbahn.

263. 238. Erfahrungen, welche sich seit dem Erlaß des
Reglements für die Prüfnng behufs Erlangung der Be¬
fähigung zur Anstellung alsKreisphysikus vom 10. Mai
1875 ergeben haben, lassen es mir geboten erscheinen,
den HZ. 1 und 2 dieses Reglements statt ihrer gegen¬
wärtigen Fassung die nachfolgende zu ertheilen:

Z. 1. „Zur Phyfikatsprüfung werden nnr Aerzte zu¬
gelassen, welche die medizinische Doktorwürde bei der
medizinischen Fakultät einer deutschen Universität nach
vierjährigem medizinischem Studium auf Grund einer
besondern, von der ärztlichen getrennten mündlichen
Prüfung und einer gedrucktenDissertation erworben
haben.

Die Zulassung ersolgt zwei Jahre nach der Appro
bation als Arzt, wenn die ärztliche Prüfung „vorzüglich
gut" oder „sehr gut" bestandenist, in den übrigen Fällen
nach drei Jahren."

Z. 2. „Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist
nnter Beifügung „der Approbation als Arzt, eines Le¬
benslaufs uud des Nachweisesüber den dem Z. 1 ent¬
sprechenden Erwerb der Doktorwürde an die betreffende
KöniglicheRegierung (Landdrostei) zu richten, welche
hierüber au deu Minister der Medizinal-Angelegenheitcn
berichtet.

Von letzterem wird die Zulassung direkt an deu Kan¬
didaten verfügt."

Sofern künftig sich Kandidaten zur Prüfung melden
^ sollten, welche vor dem gegenwärtigenErlaß die medi-
! zinische Doktorwürde in anderer Weise erworben haben,

als durch den H. 1 in seiner neuen Gestalt verlangt ist,
behalte ich mir die Entscheidung über ihre Zulassung



für jeden einzelnen Fall vor. Im Uebrigen tritt die

veränderte Fassung der ZK. 1 und 2 des Reglements

sofort in Kraft.

Berlin, den 4. März 1330.

Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-

Angelegenheiten. v. Puttkamer.

Vorstehende Abänderung des Prüfungs-Reglements

für die Kreis-Physiker wird hiermit zur Kenntniß gebracht.

Düsseldorf, deu 16. März 1880. 1. II. 590.

2L4 243. Die Transport-Versicherungs-Gesellschaft

„Schweiz" zn Zürich, welcher durch Ministerial-Erlaß
vom 6. Dezember 1870 der Geschäftsbetrieb in den

Königlich Preußischen Staaten gestattet worden ist, hat

in ihrer letztjährigen ordentlichen General-Versammlung

nachstehende Abänderungen ihrer Statuten beschlossen:

1) Der die Vertheilung des Reingewinns betreffende

Z. 35 erhält im letzten Aliuea nach den Worten

„40 dem Reservefonds" folgenden Zusatz:

„und zwar so lange, als derselbe die Höhe von

„Einer Million Franken nicht erreicht, resp, durch

„eintretende Verluste unter diese Ziffer herabsinkt.

„Uebersteigt dagegen der Reservefonds den vor-

„bezeichnetcn Betrag, so beschließt über die Ver¬

wendung des diessälligeu Ueberschusses die

„Geueral-Versammlnng auf Antrag des Verwal-

„tnngsraths."

2) Der §. 36 der Statuten, nach welchem den
Versicherten mit dem Anwachsen des Reservefonds

ein Gewiunantheil eingeräumt werden konnte, kommt

in Wegfall und erhalten demgemäß die HZ. 37, 38, 39
die Ordnnugs-Nummer 36, 37, 38.

Zu den vorstehenden von den Schweizerischen zustän¬

digen Behörden genehmigten Statuten-Aenderungen hat

auch der Herr Minister für Handel nud Gewerbe die

bei der Konzessionsertheilnng zum Geschäftsbetriebe in

Preußen vorbehaltene Genehmigung ertheilt, was hier¬
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Potsdam nnd Berlin, den 5. Febrnar 1880.

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern.

Königliches Polizei-Präsidium, I. Abtheilung.

Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit zur öffent¬
lichen Kenntniß gebracht.

Düsseldorf, den 11. März 1880. I. I!I. L. 1396.

2K3 242. Der Feldmesser Anton Blnm zu Elberfeld

ist nach bestandener Prüfung vereidigt worden.

Düsseldorf, den 10. März 1880. I. III. 1192.

Bekanntmachungen auf Grund des
Reichs-Gesetzes vom 21. Oktober I87!i.
2K6. 226. Die unterzeichnete Kreishauptmannschaft

als Landespolizeibehörde hat die Druckschrift: „Noch

einmal Herr Find el und die Sozialdemokrat ie".

„Von August Bebel. Leipzig 1880, im Selbstverlag

des Verfassers", auf Grund von ZZ. 11 und 12 des

Gesetzes gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der

Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 verboten.

Leipzig, den 11. März 1830.

Königliche Kreishauptmannschaft. Graf zu Münster.

2ti7 239. Auf Gruud des §. 12 des Reichsgesetzes

gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der sozial¬

demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die in der Vereins¬

buchdruckerei in Hottingen-Zürich gedruckte uud im Ver¬

lage von A. Herter in Zürich, Jndnstriehallc, Riesbach

1879, erschienene nicht periodischeDrnckschrift „Rechen¬
schaftsbericht der sozialdemokratischen Mit¬

glieder des Deutschen Reichstages" nach H. 11

des gedachten Gesetzes durch die unterzeichnete Landes¬
polizeibehörde verboten worden ist.

Berlin, den 12. März 1880.

Königliches Polizei-Präsidinm: von Madai.

2K8 240. Anf Grnnd des H. 12 des Neichsgefetzes

gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial¬

demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch znr

öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die in der Schweize¬

rischen Vereinsbnchdrnckerei zn Hottingen-Zürich erschienene

nicht periodische Dru ck s ch rif t: „Sl i e b e r s V er dru ß.

Geheimschrift znr Sicherung des Briefverkehrs in und

mit Deutschland", nach H. 11 des gedachte» Gesetzes durch

die unterzeichnete Landespolizeibehörde verboten worden ist.
Berlin, den 12. März 1880.

Königliches Polizei-Präsidinm: von Madai.

Verordnungen u. bekannt »achun^en
anderer Behörden.

369. 221. Der Beginn der nächsten Schwurgerichts-

sitznngen beim unterzeichneten Gericht ist vom 5. auf

den 6. April Ä I. verlegt nnd der Landgerichts-

Director Hellweg znm Vorsitzenden ernannt.

Essen, den 10. März 1880.

Königliches Landgericht.
570. 222. An die Stelle des verstorbenen Kaufmanns

Gottfried Hulaud ist Kaufmann I. W. Meininghaus zu

Broich bei Mülheim an der Rnhr als Vorsitzender des

Vorstandes des Kuappschasts-Vereins Mülheim an der

Rnhr nnd als dessen Stellvertreter, Kaufmann C. Jötteu

zu Mülheim an der Rnhr für das Jahr 1880 erwählt
worden.

Die für das Jahr 1880 erwählte Gefchäfts-Commission

besteht ans folgenden Mitgliedern: 1. Bergrath Sel-

bah zu Oberhausen; 2. Kaufmann W. Stöckmann da¬

selbst; 3. Kanfinann C. Jötteu zu Mülheim au der Ruhr;

4. Knappfchafts-Rendant C. Neuhans zn Mülheim an
der Ruhr.

Dortmund, deu 9. März 1880.

Königliches Oberbergamt.

37t. 229. Zn Düsseldorf wird am 1. April eine mit

der Zweigpostanstalt 2 in der Ratingerstraße vereinigte

Telegraphen-Betriebsstelle mit beschränktem Tagesdienste
eröffnet werden.

Düsseldorf, den 13. März 1880.

Der Kaiserliche Ober-Postdirector: Lehmann.



572. 232. Der Schiffer Heinr. Bremenkamp aus
Holthausen ist durch rechtskräftiges Urtheil des König¬
lichen Landgerichts zn Duisburg vom 21. November
1879 für geisteskrank erklärt.

Duisburg, den 12. März 1880.
Der Erste S taatsanwalt.

s»mcrt»cn s '4 oil;»>
573. 233. In der Nacht von 6. 7. ds. Mts. sind zu
Barmen auf dem Wichelhausberge mittelst Einbruchs
und Eiusteigens 1 älterer dunkelgrünerWinterüberzieher,
1 grauer Regenmantel (Kaifermantel), 1 schwarzer
Damen-Velouermantel (mit Sammet), 3 Paar Stiefel,
worunter 1 Paar neue Lackstiesel, 1 Paar Stiesletteu
nud 1 Paar lange Siiesel, 1 schwarzseidenerneuer
Schirm mit ruudem hölzerneu Knopf, 2 Paar Frauen¬
schuhe, darunter 1 Paar gauz ueue, 1 Faltenhemd,
6 Paar wollene lange Maunsstrümpse, 12 Dessertmesser
mit silbernemHefte, 12 Messer und Gabel mit weißen
Hornheften, gez.: Lsrnburä 6 Eßlöffel von
Alfenide gez.: 1^., 1 Suppenlöffel von Alfenide gez.:
N. I/., 6 Theelöffelvon Alfenide, 4 Messer nnd Gabeln
mit schwarzen Griffen, 1 Tafelaufsatz von Alfenide
gestohlen worden.

Ich ersuche Jeden, welcher über den Dieb oder den
Verbleib der gestohlenen GegenständeAuskunft zn geben
vermag, mir oder der nächsten Polizeibehörde davon
Mittheilung zu machen.

Elberfeld, deu 15. März 1880.
Der Erste Staatsanwalt: Lützeler.

574. 246. Bei eiuem am 15. März d. Js. hier
verhafteten Manne angeblich Namens Biesenkamp aus
Saarn, sind 1 Federbett, 1 Federkopfkissen, 1 Kopfkissen-

Matratze vorgefunden und als vermuthlich gestohlenmit
Beschlag belegt. Die Gegenstände können auf meinem
Büreau in Augenschein genommen werden und werden
alle diejenigen, welche über dieselben Auskunft geben
können, um möglichst schnelle Benachrichtigung ersucht.
(I. 262—80 I.)

Essen, den 17. März 1880. Der Erste Staatsanwa lt.
vyronlk.

575. 244. Kommnnal-Verwaltnng.Ernanut: der Papiersabrikaut Ernst Volckmar zn
Kettwig v. d. Br. zum ersteu und der Tuchfabrikant
Albert Haffelbeck daselbst zum zweite» Beigeordneten
der BürgermeistereiMiutard; d. der Heinrich Deus zu
Haau zum zweiten Beigeordneten der Bürgermeisterei
Haan; e. der Gastwirth Wilhelm Enhpers zu Eyll zum
zweiten Beigeordnetender BürgermeistereiNienkerk, und
ä. der Privatsecretair Joh. Müller zu Rees zum Stell¬
vertreter des Standesbeamten des die Laudbürgermeisterei
Rees umfassenden Standesamtsbezirks.

Medi zinal-V erw altnn g.
Der seitherige Kreis-Wundarzt des Kreises Witzen-

hauseu vr. msä. Bauer in Allendorf a. W. ist zum
Kreis Physikns des Kreises Mörs mit Anweisung des
vorläufigen Wohnsitzes in Homberg bei Mörs ernannt
worden.

L. Schul-Verwaltung.
Der katholische Pfarrer Schmitz zu Lintorf ist zum

Lokalschnlinfpector über die katholischeSchule in Lintorf
ernannt worden.

Der katholische Ober-Pfarrer Sanner zu Dormagen
ist zum Lokal-Schulinspeetor an den kathol. Volks¬
schulen zu Dormagen und Horrem ernannt worden.

57V 245 Zusammenstellung'itr, »er der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 30 und 31 zur Besetzung angezeigten, Meldung
Bekanntm. gegenwärtig vakanten Dienststellen. bis zum

947 Lehrer an der evangelischen Rectoratschnlein Emmerich, Kreis Rees. Einkommen: 1500 Mark. sofort.
948 Lehrer an der katholischenVolksschule in Liutors, Landkreis Düsseldorf. Einkommen:1050 Mark

und freie Wohnung. 26/3
949 Klassenlehreran den evangelischen Volksschulen in Duisburg. Einkommen: 1350 Mark, steigend

von 3 zn 3 Jahren nm 150 Mark bis 2100 Mark ze. 1/4
950 Polizei-Sergeant in Mettmann. Einkommen: 1000 Mark. 10/4

Hediqirt im Büreau der Königlichen Regierung. —

Hierzu eine Extra-Beilage
Gedruckt bei L. Voß ck Co., Königlichen Hofbuchdruckern in Düsseldorf.



Minister, m des Innern.
Zum Original sind 1 M. öt> Pf. Stempel

verwendet.

Der unter der Firma:„Transatlantische Feuer - Vevsicherungs-
Aetien-Gesellschaft"

in Hamburg domieilirten Actien-Gcstllschast wird die

Konzession zum Geschäftsbetriebe in den Königlich

Preußischen Staaten, auf Grund des in der General¬

versammlung vom 1t). Februar 1872 genehmigten

Statuts und der in den Generalversammlungen vom

27. Mai 1874, 6. Mai er. und 19. v. Mts. be¬

schlossenen Statut Nachträge,

vorbehaltlich der in einzelnen Provinzen noch ge¬

setzlich bestehenden Einschränkungen des Geschäfts¬

verkehrs der Privat - Feuer - Versicherungs - Gesell
schafteu,

hiermit unter nachfolgenden Bedingungen ertheilt:

1. Jede Veränderung des bei der Zulassung gültigen

Statuts muß bei Verlust der Kouzessiou angezeigt

und ehe nach derselben verfahren werden darf, von

der Preußischen Staats - Regierung genehmigt
werden.

2. Die Veröffentlichung der Konzession, der Statuten

und der eiwaigen Aenderungen derselben erfolgt

in den Amtsblättern resp, amtlichen Publikations-

Organen derjenigen Bezirke, in welchen die Ge¬

sellschaft Geschäfte zu betreiben beabsichtigt, auf

Kosten der Gesellschaft.

3. Die Gesellschaft hat wenigstens an einem be¬

stimmten Orte in Preußen eine Haupt-Nieder¬

lassung mit eiuem Geschäftslocale und einem dort

domicilirt-n Generalbevollmächtigten zu begründen.

Der letztere ist verpflichtet derjenigen Königlichen

Regierung, in deren Bezirk sein Wohnsitz belegen,

in den ersten sechs Monaten eines jeden Geschäfts¬

jahres neben dem Verwaltungsberichte, Rechnungs¬

abschlüsse und der Geueralbilanz der Gesellschaft

eine ausführliche Uebersicht der im verflossenen

Jahre in Preußen betriebenen Geschäfte einzu¬

reichen. In dieser Uebersicht — für deren Auf-

stellung von der betreffenden Regierung nähere

Bestimmungen getroffen werden können — ist das

in Preußen befindliche Activum von dem übrigen

Activum gesondert aufzuführen.

Die Bilanz, der Rechnungsabschluß und die

gedachte Uebersicht sind alljährlich durch deu

Deutschen Reichs- und Preußischen Staatsanzeiger

auf Kosten der Gesellschaft bekannt zu machen.

Für die Richtigkeit der Bilauz, des Rechnungs¬

abschlusses (Gewinn- nnd Verlust-Konto) und der

Uebersicht, sowie der von ihm geführten Bücher,

einzustehen, hat der Generalbevollmächtigte sich

persönlich und erforderlichen Falles unter Stellung

zulänglicher Sicherheit zum Vortheile sämmtlicher

inländischer Gläubiger zu verpflichten. Außerdem

muß derselbe auf amtliche? Verlangen unweigerlich

alle diejenigen Mittheilungen machen, welche sich

auf den Geschäftsbetrieb der Gesellschaft oder auf

den der Preußischen Geschäftsniederlassung be¬

ziehen, auch die zu diesem Behufe etwa nöthigen

Schriftstücke, Bücher, Rechnungen p, p. znr Ein¬
sicht vorlegen.

4. Durch den Generalbevollmächtigten und von dem

inländischen Wohnorte desselben aus sind alle Ver¬

träge der Gesellschaft mit den Preußischen Staats¬

angehörigen abzuschließen.

Die Gesellschaft hat wegen aller aus ihren Ge¬

schäften mit Inländern entstehenden Verbindlich¬

keiten, je nach Verlangen des inländischen Ver¬

sicherten, entweder in dem Gerichtsstände des

Generalbevollmächtigten oder in demjenigen des

Agenten, welcher die Versicherung vermittelt hat,

als Beklagte Recht zu nehmen und diese Ver¬

pflichtung in jeder sür einen Inländer auszustellen¬

den Versicherungspolice ausdrücklich auszusprechen.

Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter

geschlichtet werden, so müssen diese letzteren, mit

Einschluß des Obmanns, Preußische Staatsange¬

hörige sein.

5. Eine Ausdehnung des Geschäftsbetriebes auf andere

Branchen, als die Feuerversicherung (Z 2 »I. 3

des Statuts), sowie eine Erhöhung des jetzt

6,000,009 Mark betragenden Grundkapitals (Z 5

bezw. Generalversammlungsbeschluß vom 6. Mai er.)

darf nur unter Zustimmung der Preußischen Staats¬
regierung eintreten.

6. Die nach Z 18 al. 1 beleihungssähigen Effecten
dürfen nur mit 10 "/<> unter Cours lombardirt
werden.

Die vorliegende Konzession kann zu jeder Zeit und

ohne daß es der Angabe von Grüuden bedarf, lediglich

nach dem Ermessen der Preußischen Staatsregierung

zurückgenommen und für erloschen erklärt werden.

Im Uebrigen ist durch dieselbe die Besugniß zum

Erwerbe von Grundeigenthum in den Preußischen

Staaten nicht ertheilt. Zu solchem Erwerbe bedarf

es vielmehr der, in jedem einzelnen Falle besonders

nachzusuchenden, landesherrlichen Erlaubniß.
Berlin, den 18. December 1879.

Der Minister des Innern.

(1^. d.) I A. Ribbeck.
Coucessio»zum Geschäftsbetriebe in den Königlich

Preußischen Staaten
für

die Transatlantische Feuer-Versicherungs-Rctien-
Gesellschaft zu Hamburg,

l. 9477.



Statut
der

Transatlantische» Ke«er-Bersicher»ngs-Actien

Gesellschaft
in Hamburg,

beschlossen in der General-Versammlung vsm 10. Fe¬
bruar 1872, revidirt in den General-Versammlungenvom
27. Mai 1874, 6. Mai 187Z und IS. November 1879.

I.

Firma, Sitz, Zweck und Forum.

H 1. Unter der Firma „Transatlantische Feuer-
Versicherungs Actien-Gesellschaft" wird hiermit eine
Actien-Gesellschast gegründet, welche ihren Sitz in Ham¬
burg hat.

§ 2. Der Zweck der Gesellschaft ist: im In- und
Auslande den Schaden zu versichern,der durch Feuer,
Blitzschlagoder Explosion an beweglichenund unbe¬
weglichen Gegenständenverursachtwird.

Die Gesellschaft ist befugt, im In- und Auslande
Zweigniederlassungen und Agenturen zu errichten.

Der Zweck der Gesellschaftkann durch Beschluß
der General-Versammlungauch auf Betreibung anderer
Bersicherungsbranchen ausgedehnt werden.

Z 3. Die Gesellschaft eröffnet ihr Geschäft, sobald
ihre Eintragungin das Handels-Register vollzogen ist.

Z 4. Die Gesellschafthat ihren Gerichtsstand
vor den ordentlichenGerichten ihres Domicils. Die
Direction ist befugt, die Gesellschaft auch den Gerichten
anderer Orte zu unterwerfen und dieses in den Policen
auszudrücken.

II.

Grundcapital, Einzahlung, Aetien und
Actionaire.

Z 5. Das Grundcapital der Gesellschaft beträgt:
Zwei Millionen Thaler Preuß. Courant ---- Sechs
Millionen Reichsmark, vertheilt in 4000 Aetien s.
500 Thäler — 1500 Reichsmark,' auf den Namen
lautend.

Z 6. Bon dem Nennwerthder Aetien werden
20 pCt. gleich 100 Thaler — 300 Reichsmarkbaar
eingezahlt, über den Rest von 80 pCt. werden zwei
Sola-Wechsel, jeder über 200 Thaler ^ 600 Reichs¬
mark, an die Ordre der Gesellschaft lautend und einen
Monat nach Vorzeigung in Hamburg zahlbar (For¬
mular v) hinterlegt. Anstatt der Wechsel kann auch
deren Betrag baar hinterlegt werden. Actien, auf
welche solche Zahlung geleistet ist, werden als vollbe¬
zahlte bezeichnet. Diese, sowie die nach den HZ 12 und 13
etwa erfolgende Baarzahlnng wird, so lange und so weit
nicht von allen Actionairen die Einlösung der Wechsel
gefordert ist, mit 4 pCt. jährlich verzinset,so weit der

Jahresgewinn nach Abzug des für den Capital-Reserve
sonds bestimmten Betrages (§ 21) dazu ausreicht.

Z 7. Die Aetien werden nach dem Formular
Anlage ^ mit fortlausender Nummer im Namen des
Aufsichtsraths ausgefertigt. Mit jeder Actie werden
Dividendenscheiue(Formular L) nebst Talon (For¬
mular O) jedesmal auf fünf Jahre, ausgegeben,welche
nach Ablauf des letzten Jahres gegen Einreichungdes
Talons durch neue ersetzt werden.

§ 8. Jede Aetie hat in dem Actienbucheder
Gesellschaft ein Folinm, auf welchem Name, Wohnort
und Stand des jedesmaligenEigenthümers eingetragen
werden. Die Eintragung eines neuen Eigenthnmers
kann nur erfolgen, nachdem der bisherige Eigenthümer
oder sein- Rechtsvertreter die Übertragung schriftlich
erklärt, und im Falle die Actien nicht voll eingezahlt
sind, der neue Eigenthümer seine Sola-Wechsel hinter¬
legt, der Aufsichtsrathdie Übertragung genehmigt und
die Genehmigungauf der Actie bescheinigt hat. Nach¬
dem dies geschehen, erhält der bisherige Eigenthümer
seine Sola-Wechsel zurück.

Der Aufsichtsrath kann die Genehmigung zu Actien-
Uebertragungen, sowie bei künftigen Aclienemissionen
die Annahme von Actienzeichnern verweigern, ohne zm
Angabe von Gründen verpflichtet zu fein.

Z 9. Ist eine Actie erweislich unbrauchbar ge¬
worden oder zerstört, oder ist eine Actie abhanden
gekommen, so wird, in beiden letzteren Fällen nach er-
folgter Mortisieation,eine neue Actie unter gleicher
Nummer ausgefertigt und dem in dem Actienbuche ver-
merkten Eigenthümerausgehändigt; die Kosten des
Versahrens fallen den Betheiligten zur Last. Dasselbe
gilt für Dividendenschein und Talon. Das Mortistea
tionsversahren unterbricht nicht die Wechselverbindlichkeit
des Nctionairs und hebt die im nachstehendenZ 12
bezeichneten Maßregeln nicht auf.

Z 10. Wer als Eigenthümer einer Actie oder
mehrerer in das Actienbnch eingetragenist, ist Actionair.

Jeder Actionair hat im Verhältniß seiner Actien-
zahl Antheil an dem Vermögen, dem Gewinne und
Verluste der Gesellschaft. Die in das Actienbuch der
GesellschafteingetragenenActionaire haben, so lange
nicht einer der im Z 12 gedacht:» Fälle eintritt, in der
GeneralversammlungStimmrecht. Kein Actionair haftet
über den Nennwerth seiner Actien hinaus für die Ver¬
bindlichkeitder Gesellschaft.Es können ans keinen
Namen mehr als einhundert Actien in das Actienbuch
eingetragenwerden.

§11. Jeder Actionair ist verpflichtet,einer durch
die im § 27 bezeichneten Blätter veröffentlichten Auf¬
forderung des Aufsichtsraths zur ganzen oder theil¬
weisen Einzahlung oder einer an ihn gerichteten Auf¬
forderung des Aufsichtsrathszur Erneuerung der Sola-
Wechsel sofort Folg? zu leisten, widrigenfalls je nach
Gutfinden des Aufsichtsrathsdie Wechsel in Cours ge¬
setzt werden oder das Verfahren in Anwendunggebracht
wird, welches in Z 12 für eintretenden Verlust der zum



Besitze von nicht vollbezahlten Actien nothwendigen

Eigenschaften vorgeschrieben ist. Die öffentliche Auf¬

forderung zur Einzahlung muß dreimal, das letzte Mal

mindestens vier Wochen vor den- für die Einzahlung

festgesetzten Schlußtermin stattfinden. Die Einforderung

solcher Einzahlungen darf jedoch niemals eher erfolgen,

als bis mindestens die Hälfte des baaren Einschusses

verloren ist (§ 6).

Z 12. Wenn

a) über das Vermögen eines Eigenthümers nicht

vollgezahlter Actien der Concurs eröffnet wird,
oder

d) gegen denselben Execution wegen Forderungen
fruchtlos vollstreckt ist, oder

0) demselben die selbstständige unbeschränkte Ver¬
waltung seines Vermögens entzogen ist,

so hat er oder sein Vertreter auf Aufforderung der

Direction in einer von ihr zu bestimmenden Frist einen

den: Aufsichtsrath genehmen Cessionar zu stellen oder

den Betrag der Wechsel baar einzuzahlen. Geschieht

weder das Eine noch das Anderes so erklärt der Auf--

fichtsrath durch dreimalige Jnsertion in die § 27 be¬

zeichneten Blätter die betreffenden Actien als ungültig,

fertigt eine gleiche Anzahl neuer Actien au-Z und läßt

dieselben von der Direction an der Hamburger Börse

verkaufen. Uebersteigt der Erlös nach Abzug der Un¬

kosten die Ansprüche der Gesellschaft an den bisherigen

Actionair, so wird der Mehrbetrag zu seiner Verfügung

gehalten. Soweit dagegen der Erlös nach Abzug der

Unkosten die Ansprüche der Gesellschaft an den bis>

herigen Actionair nicht deckt, realisirt die Direction

dessen Wechsel.

Nach Befriedigung der Ansprüche der Gesellschaft

werden die Wechsel zurückgegeben, soweit sie zur Deckung

dieser Ansprüche nicht erforderlich waren.

K 13. Im Falle des Ablebens eines Actionairs

und im Falle der Auflösung einer in das Actienbuch

als Actionair eingetragenen Handelsgesellschaft tritt das

gleiche Verfahren (§ 12) gegenüber den Rechtsnach¬

folgern des Verstorbenen oder der Handelsgesellschaft

ein, wenn diese der Aufforderung des Anssichtsraths

zur Stellung eines dem Anssichtsrath genehmen Eessionars

oder zur Einzahlung der hinterlegten Wechsel nickt

innerhalb 6 Monaten entsprechen.

III.

Von der Organisation und Verwaltung.
Z 14. Die Organe der Gesellschaft sind:

Die Direction.

L. Der Aussichtsrath.

0. Die Generalversammlung.

Die Direktion.

ß 15. Die Direction besteht aus einem Direetor

oder dessen Stellvertreter.

Derzeitiger Direetor ist der Mitgründer der Ge¬

sellschaft, Herr W. Jacob sen.

Spätere Direktoren werden zu notariellem Proto-

eolle vom Anssichtsrath gewählt.

Die Stellung des Directors ist, unbeschadet der

Entschädigungsansprüche aus bestehenden Verträgen, zn

jeder Zeit widerruflich, jedoch nur in einer außer¬

ordentlichen Generalversammlung, mit drei Viertel der
erschienenen und vertretenen Stimmen.

Die Direction hat alle Rechte und Pflichten,

welche dem Vorstande einer Actien-Gesellschast gesetzlich
zustehen.

Jeder Direetor oder stellvertretende Direetor hat

bei Antritt seines Amtes zehn Actien der Gesellschaft

dem Aufsichtsrath als Caution zu hinterlegen, und kann

über dieselben nicht verfügen, bis ihm nach Ablauf
seiner Amtsdauer Decharge ertheilt ist.

Den Stellvertreter des Directors kann der Auf¬

sichtsrath ernennen, sobald ihm dieses nothwendig
erscheint.

Die Namen des Directors und Stellvertreters

müssen in das Handelsregister eingetragen werden und

sind von dem Aufsichtsrath durch Inserat in die H 27

bezeichneten Blätter bekannt zu machen. Sie legitimiren

sich durch beglaubigte Abschriften des Attestes ihrer

Eintragung in das Handelsregister.

Der Director kann unter Genehmigung des Auf¬

sichtsraths für den Geschäftsbetrieb iu einzelnen Ge¬

bieten Generalbevollmächtigte bestellen und denselben

innerhalb des ihnen angewiesenen Geschästsgebietes alle

oder einzelne Befugnisse des Directors übertragen.

Alle Schriften, Urkunden und Bekanntmachungen

sind vom Director, beziehentlich seinem Stellvertreter,

oder dem Generalbevollmächtigten unter der Firma:

Transatlantische Fener-V ersicherungs-

Actien-Gesellschaft.

Der Director,

beziehentlich

Der stellvertretende Director,
oder

Der General-Bevollmächtigte

durch Namensunterschrist zn vollziehen.

Im Behinderungsfalle des Directors oder Stell¬

vertreters werden dieselben durch eiu Mitglied des Anf-

sichtsrathS und durch einen vom Aufsichtsrath pro

töinxoi'L dazu ernannten Beamten der Gesellschaft
vertreten.

Die Anstellungsbedingungen, Gehalte und Tantieme-

Antheile des Directors oder dessen Stellvertreters ver¬

einbart der Aufsichtsrath mit denselben.

In dem Dienstvertrage ist der Director resp, dessen

Stellvertreter zu verpflichten, sich den Instruktionen des

Aufsichtsraths zu uuterwersen. In allen Fällen, wo

die vom Letzteren ertheilten Jnstruetionen nicht hin¬

reichend oder zweifelhaft sind, hat die Direction das

Recht, die Beschlußfassung des Aufsichtsraths zu fordern.

Der Director stellt die Special-, Haupt- und

Generalagenten, sowie Snbdirectoren, aber unter Ge¬

nehmigung durch den Aufsichtsrath (Z 16) an; serner

ernennt der Direetor sämmtliche Beamte und Hülss¬

arbeiter der Gesellschaft, und ist befugt, dieselben zu

entlassen. Die Anstellung solcher Beamten, die über



achthundeit Thaler ----- 2400 Reichsmark Gehalt be¬

kommen, bedarf der Zustimmung des Aufsichtsraths.

Sofern nicht über seine persönlichen Angelegen¬

heiten verhandelt wird, hat der Direetor das Recht

und die Pflicht, den Sitzungen des Aufsichtsraths bei¬

zuwohnen; jedoch nur mit berathender Stimme.

k. Der NnfsichtSrath.
Z 16. Der Aufsichtsrath der Gesellschaft besteht

aus 12 Mitgliedern, von denen mindestens drei in

Hamburg oder Umgegend domieilirt sein müssen.

Er hat seineu Sitz in Hamburg.

Der erste Aufsichtsrath wird von der eonstituiren-

den Generalversammlung nach Vorschlag des Gründnngs-

Comitä auf die Dauer eines Jahres erwählt. Vor

Ablauf dieser Amtsdauer hat eine Generalversammlung

Neuwahlen zu treffen und scheiden von den alsdann

gewählten Mitgliedern alljährlich zur Zeit der ordent-

lichen Geseralversammlung drei aus, für welche die

Generalversammlung Neuwahlen trifft. Die ausschei-

denden Mitglieder sind wieder wählbar. Bis sich eine

Reihenfolge durch Amtsdauer festgestellt hat, findet das

Ausscheiden nach dem Loofe statt.

Im Falle eines seiner Mitglieder durch Tod oder

freimilliz ausscheidet, oder verhindert ist, sein Amt zu

bekleiden, oder unfähig wird, Aetien zu besitzen (H 12),

so wählt der Aufsicht?rath an dessen Stelle ein anderes

Mitglied, bis zur nächsten Generalversammlung, welche

die definitive Wahl, jedoch nur für die noch nickt ab¬

gelaufene Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitgliedes,

zu treffen hat.

Die Generalversammlung kann die einzelnen Auf¬

sichtsrathsmitglieder auch vor Ablauf ihrer Amtsdauer

dieser Stellung entheben, wenn ein Antrag hieraus auf

die Tagesordnung gebracht ist (Z 19). Die Namen

der Mitglieder des Anfsichtsraths, des Vorsitzenden und

seine? Stellvertreters werden vom Aussichtsrath durch

Inserat in den im Z 27 bezeichneten Blättern bekannt
gemacht.

Jedes Mitglied des Aufsichtsraths hat innerhalb

vierzehn Tagen nach seiner Wahl zehn Aetien der Gesell¬

schaft als Caution zu hinterlegen, und darf über die¬

selben nicht verfügen, bis über das Jahr, in welchem

der Austritt stattgefunden, von der Generalversammlung

Decharge ertheilt ist.

Kein Mitglied des Aufsichtsraths darf in gleicher

Funktion bei einer anderen Feuerversicherungs-Gesellschaft

wirksam sein.

Die Mitglieder des Aufsichtsraths haben den Ersatz

ihrer Reisekosten und anderer Auslagen zu beanspruchen.

Diejenige Generalversammlung, welcher nach Ablauf

des ersten Geschäftsjahres der erste Rechnungsabschluß

vorgelegt wird, bestimmt über die Gewährung einer

Tantieme vom Reingewinn an den ersten Anfsichtsratb

und setzt die Höhe derselben fest. Für die folgenden

Jahre wird diese Tantieme ans sechs Prozent des Rein

gewinns nach näherer Bestimmung des Z 21 festgesetzt.

Die Verkeilung der Tantieme nnter seine Mitglieder

wird dem Aufsichtsrath überlassen.

Der Aussichtsrath erwählt alljährlich aus seiner

Mitte einen Vorsitzenden nnd dessen Stellvertreter zu

notariellem Protokolle.

Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden übt

sein Stellvertreter und in dessen Abwesenheit der älteste

der anwesenden Mitglieder dessen Befugnisse aus.

Die Sitzungen finden mindestens sechs Mal im

Jahre, übrigens so oft der Vorsitzende hierzu einladet,

statt. Die Eirladung mnß mindestens acht Tage vor

der Sitzung ergehen.

Der Vorsitzende ist zu der Einladung verpflichtet,

wenn drei Mitglieder des Aufsichtsraths oder die Direktion

dies verlangen.

Bei Wahlacten ist die absolute Stimmenmehrheit

der Anwesenden erforderlich und sind daher, im Falle

der Coneurrenz mehrerer Candidaten sich die absolute

Mehrheit nicht sofort auf einen derselben vereinigt, bei

einer zweiten Abstimmung nur die beiden Candidaten

in Betracht zu ziehen, welche die meisten Stimmen erhalten

haben. Bei Beschlüssen sowohl als Wahlen wird im

Falle der Stimmengleichheit die des Vorsitzenden doppelt

gezählt.

Der Aufsichtsrath ist beschlußfähig, wenn fünf Mit¬

glieder anwesend sind.

Der Aufsichtsrath hat die Besugniß, einzelne seiner

Mitglieder zur Besorgung einzelner Funktionen, eventuell

unter Ausstellung einer Speeial-Vollmacht zu delegiren.

Der Aufsichtsrath überwacht die Geschäftsführung

in allen Zweigen, und hat die ihm durch das Gesetz

und durch die Bestimmungen dieses Statuts gegebenen

Befugnisse.

Ihm steht im Besonderen zu:

1) die Anstellung des Direetors, mit Ausnahme

jedoch des zuerst Angestellten (Z 15), sowie

die Anstellung seines Stellvertreters; insgleichen

die Genehmigung der Anstellung von Beamten,

General-Agenten und Snbdireetoren nach Maaß¬

gabe des H 15;

2) die Jnstruiruug des Direetors und seines Stell¬

vertreters, sowie die Feststellung der Gehalte
und sonstigen Bezüge der Angestellten nach

Maaßgabe des Z 15;

3) die Suspeudirung des Direetors (Z 15) und

dessen Stellvertreters;

4) Die Feststellung der Brandentschädigung in

zweifelhaften Fällen;

5) die Bestimmung der jährlich vom Reingewinne

abzusetzenden Kapital-Reserve (Z 21);

6) die Bestimmung der Dividende, vorbehältlich

der Entscheidung der Generalversammlung, falls
Monita von der Revision? Commission an die¬

selbe gebracht sein sollten (Z 20);

7) die Bestimmung der von den Aetionairen etwa

zu leistenden Nachschüsse sZ 11);

8) die Verwendung und Anlegung des disponiblen

Grnndeapitals sowie des Reservefonds (Z 18);

9) die Erwerbung und Veräußerung von Grund¬

stücken (Z 18)';



10) durch eine Delegation von zwei seiner Mitglieder

mindestens vierteljährlich ein Mal die Bestände

der Cassen, des Portefeuilles und der Effecten

zu prüfen und mindestens ein Mal im Jahre

auch den Bestand der Hypothekenforderung der

Gesellschaft einer Revision zu unterwerfen (Z18).

Z 17. Ueber die Verhandlungen des Aufsichts-

raths werden Protoeolle geführt, welche von dem Vor¬

sitzenden zu unterschreiben und im Archive der Gesell'

schast aufzubewahren sind.

Ausfertigungen Namens des Aussichtsrath müssen

von dem Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter und

von einem andern Mitgliede unterzeichnet sein.

Der Aussichtsrath leoitimirt sich dnrch das Wahl-

protoeoll der Generalversammlung.

Z 18. Die Nutzbarmachung der vorhandenen ver¬

fügbaren Geldmittel der Gesellschaft erfolgt in der

Weise, daß der baare Einschuß, sowie der Reservefond

zur Belegung in Hhpothekpösten in hiesigen Grundstücken

bis zur Hälfte des Grundsteuer-Taxwerthes, durch Be-

leihung von Staatspapieren, Eifenbahn-Actien und

Prioritäts-Obligationen, Papieren öffentlicher Anstalten,

sowie zum Ankauf von Staatspapieren des Deutschen

Reiches oder eines der Deutschen Staaten, guten Deut¬

schen Eifenbahn-Prioritäts'Obligationen, Deutschen, vom

Staate garantirten Eisenbahn-Stamm Aetien, sowie von

anerkannt gnten ausländischen Staatspapieren und von«

Staate garantirten Eisenbahn Prioritäts-Obligationen
verwandt wird.

Nur soweit es zur Bestellung erforderlicher Can-

tionen zum Zwecke der Zulassung zum Geschäftsbetriebe

in einen« nicht zum Deutschen Reiche gehörigen Staate

geboten erscheint, darf der Anfsichtsrath von diesen

Vorschriften Abstand nehmen.

Die Prämiengelder sollen zum Diseontiren guter

Wechsel — den von der Reichsbank befolgten Grund¬

sätzen entsprechend — angewendet werden. Die Vor¬

schriften über die Anlegung der Gesellschaftsgelder finden

keine Anwendung auf die durch den Geschäftsverkehr

entstehenden Außenstände bei Bankhäusern und Agen¬

turen. Diese din?"' Zeitweilig bei soliden, über¬

seeischen Bankinstituten hinte legt werden.

Capitalien zi m Ankaufe von Grundstücken anzu-

legen ist nur in solchen Fällen zulässig, wo es entweder

zum eigenen Geschäftsbetriebe, oder aber zur Rettung

oder Sicherstellung von Forderungen der Gesellschaft
nothwendig wird.

<ü. Die GcuLral-Versnmmluug.

H 19. Die General-Versammlungen haben in

Hamburg, als dem Sitze der Gesellschaft, stattzufinden.

Zur Theilnahme an der. General-Versammlung

sind alle Aetionaire berechtigt, welche in das Aetienbnch

der Gesellschaft als solche eingetragen sind. Sie haben

Stimmrecht für die anf solche Weise anerkanntermaaßen

in ihrem Besitze befindlichen Aetien, und zwar für

kl) 1 bis 5 Aeiien eine Stimme,

b) für je 5 Aetien mehr eine Stimme.

Ausnahmen hiervon finden statt bei einer Abstim¬

mung über die Auflösung der Gesellschaft (Z 25).

Kaufleute, Handelsgesellschaften, Korporationen können

sich durch ihre Proeuraträger und Unterschriftführer,

Minderjährige und sonstige Bevormundete durch ihre

Vormünder und Euratoren, Frauen durch ihre Ehe¬
männer vertreten lassen. Außerdem können Aetionaire

nur durch andere Aetionaire und zwar auf Grund

schriftlicher Vollmacht vertreten werden.

Niemand kann mehr als 40 Stimmen einschließlich

der eigenen in seiner Person vereinigen.

Der Eintritt in die General-Versammlung ist nur

gegen eine Eintrittskarte gestattet, welche spätestens am

Tage vor dir Versammlung im Büreau der Gesellschaft

in Empfang zu nehmen ist.

Die ordentliche General-Versammlung findet all¬

jährlich im ersten Halbjahre statt; die erste nach Ablauf

des ersten vollen Rechnungsjahres.

Die Einberufung zu den General Versammlungen

mit Angabe der Tagesordnung ist durch den Aussichts¬

rath oder die Direetion vermittelst der im Z 27 be¬

nannten Gesellschaftsblätter durch zweimalige Bekannt¬

machung, deren erste mindestens drei, die zweite späte¬

stens eine Woche vor dem anberaumten Versammlungs¬

tage zu erfolgen hat, zu bewerkstelligen.

Der General Versammlung werden die Geschäfts¬

berichte des Anfsichtsraths und der Direetion, sowie

die von der Revision? Commission (Z 20) geprüften

Rechnungsabschlüsse mit dem Berichte der Revisions-

Commissiou zur Ertheilnng der Decharge oder Entschei¬

dung über Monita vorgelegt. Sie trifft die Wahlen

des Aufsichtsraths uud der Revisions-Commission, sie

beschließt über die auf der Tagesordnung stehenden

Anträge.

Anträge der Aetionaire, welche innerhalb eines

Monats nach Ablauf des Geschäftsjahres eingebracht

werden, müssen auf die Tagesordnung gesetzt werden;

die Diseussion de, selben findet jedoch nur statt, wenn

der Antrag vom zehnten Theile des in der General-

Versammlnng vertretenen Aetien Capitals unterstützt
wird.

Außerordentliche General-Versamniluugcu werden

vom Anfsichtsrath oder der Direetion berufen, so oft

diese es für nothwendig erachten, oder wenn sie von

mindestens 50 Aetionairen, welche seit mehr als sechs

Monaten als Besitzer von wenigstens dem zehnten Theil

der ausgegebenen Aetien der Gesellschaft in das Aetien¬

bnch eingeschrieben sind, unter schriftlicher Angabe des

Zweckes und der Gründe, beantragt wird, und zwar

im letzteren Falle binnen 4 Wochen nach solchem An¬

trage.

Alle Wahlen in der General Versammlung erfolgen

mit relativer Majorität. Bei Stimmengleichheit ent¬
scheidet das Loos.

Den Vorsitz in der General-Versammlung sührt

der Vorsitzende des Aufsichtsraths oder dessen Stell
Vertreter.

Ueber die Wahlen und Beschlüsse der General-

Versammlung wird ein notarielles Protoeoll geführt.



H 2t). Die General-Versammlung eines jede».
Jahres erwühlt aus der Zahl der Aetionaire drei Re¬
visoren und drei Eisatzmänner für dieselben. Die
Revisoren beziehentlich die Stellvertreter derselben haben
die Rechnungsabschlüsse, welche der General Versamm¬
lung vorgelegt werden sollen, mit den Büchern zu ver¬
gleichen, das Statutengemäße der Aufstellung zu prüfen,
und Monita, welche zu machen sie Anlaß finden, wenn
sie nicht von der Direetion beseitigt werden, der Geueral-
Bersammluug zur Entscheidung vorzulegen.

Dic Revisions-Commissionist spätestens 14 Tage
vor der General-Versammlung zur Ausübung ihres
Amtes von dem Aufsichtsrath der Gesellschaft zu be¬
rufen.

IV.

Rechnnngs Angelegenheiten

ß 21. Das Rechnungsjahr der Gesellschaftist
das Kalenderjahr.

Die Jahresrechnungund Bilanz muß innerhalb
der nächsten sechs Monate nach Beendigung des Rech¬
nungsjahres aufgestellt, vom Aufsichtsrath genehmigt,
von den Revisoren geprüft und der General Versamm¬
lung vorgelegt sein.

Abrechnung und Bilanz sind durch die im Z 27 be¬
zeichneten Gesellschaftsblätterzu veröffentlichen.

Die Bilanz wird gebildet durch Gegenüberstellung
sämmtlicher Activa und sämmtlicher Passiva der Gesell¬
schaft.

Die unter Passiva anzusetzenden Reserven bestehen
aus:

a) den Reserven für die bis zum Jahresschlüssean¬
gemeldeten aber noch nicht bezahlten Schäden
in Höhe der angemeldeten Beträge;

d) der mindestens nach den Zeitverhältnissenzu be¬
rechnenden Prämien-Reserve für die noch laufen¬
den Versicherungen;

e) ^ dem..Betrage des Capital-Reservefonds.
Von dem Jahresgewinn werden, so weit vor¬

handen, zunächst nicht unter 10 pCt., nach der Bestim¬
mung des Aufsichtsraths,für den. Capital-Reservefonds,
aus dem Rest aber nachdem vorweg die im Z 6 für
vollb-zahlte Actien bestimmte Verzinsung von 4 pCt.
abgezogen, auf das baar eingezahlte Aetien-Capital bis
zu 5 PCt. desselben als ordentliche Dividende für die
Aetionaire ausgeschieden.

Der Mehrbetrag wird wie folgt vertheilt:
g.) 6 pCt. als Tantieme des Aufsichtsraths; in Be-

treff der Tantieme des ersten Geschäftsjahres
siehe §16;

b) die durch^ den Aufsichtsrath der Direetion eon-
traetlich zugesicherte Tantieme, welche nicht
10 PCt. übersteigen darf;

c) der Rest als Superdividende an die Aetionaire
»ach der Stückzahl ihrer Actieu.

Dic Auszahlung der Dividende erfolgt am 1. Jul
jeden Jahres an den Ueberbringer des Dividenden^

scheins. Nach ihrer Festsetzung kaun jedoch der Auf¬
sichtsrath dieselbe früher ausbezahlen lassen.

Die Gesellschaft ist berechtigt, aber nicht verpflichtet,
die Legitimationder Ueberbringerzu Prüfen.

§ 22. Der Capital Reservefondshat zunächst den
Zweck, Capitalverluste auszugleichen. Er wird gebildet
durch den uus dem Jahresgewinn ihm zufließenden An¬
theil (Z 21) und durch die Bruchtheile, welche bei Ab-
rundung der Superdivende übrig bleiben. Sobald er
die Höhe von 200,000 Thalern 600,000 Reichsmark
erreicht hat, findet eine fernere Abschreibung sür denselben
nur iu so weit statt, als dies zu seiner Ergänzung
nothwendig ist, wenn er angegriffenworden sein sollte.

Z 23. Verluste, welche die lausenden Einnahmen
übersteigen, werden zunächst aus dein Reservefondsund
wenn dieser erschöpft ist, aus dem Grundcapital gedeckt.

Ist das Grundkapital angegriffen, so dürfen aus
späterem Gewinne Dividenden nicht eher vertheilt werden,
bis es wieder vollständigergänzt ist.

V.

Abänderung des Statuts, Aufiöfung nnd

Liquidation.

K 24. Alle Abänderungen nnd Ergänzungen des
Statuts, eine Vermehrungdes Grundcapitiils,sowie
die Aufnahme neuer Versicheruugszweige können nur in
einer Generalversammlung, in welcher mindestensdie
Hälfte sämmtlicher Actien vertreten ist, beschlossenwer¬
den. Wenn jedoch in einer solchen Generalversamm¬
lung die Hälfte aller Actien nicht vertreten ist, so wird
eine neue einberufen, in welcher ohne Rücksichtauf die
Größe des vertretenen Capitals, mit Zweidrittelder
vertretenen Actien in gültiger Weife Beschluß gefaßt
werden kann.

§ 25. Die Auflösungder Gesellschaftkann nur
von einer unter Angabe des Zweckes berufenen außer¬
ordentlichen Generalversammlungbeschlossenwerden:

g) wenn sich das Grundcapital der Gesellschaft durch
Verluste auf die Hälfte vermindert hat; in diesem
Falle hat der Vorstand sofort eine außerordent¬
liche Generalversammlungzu berufen und dieselbe
davon in Kenntniß zu setzen;

h) auf desfallsigen schriftlichen Antrag von Actio-
nairen, welche mindestensdie Hälfte sämmtlicher
Stimmen besitzen.

Bei jeder Abstimmungüber Auflösung der Gesell¬
schaft gewährt jede Aetie eine Stimme.

Ein Beschluß über die Auflösungkann nur gefaßt
werden, wenn mindestens zwei Drittel der ausgegebenen
Actien bei der Abstimmungvertreten sind.

Ist diese Stimmenzahlnicht vertreten, so wird
eine ncue Generalversammlungbinnen vier Wochen be¬
rufen, in welcher dann uuter deu erschienenen Stimm¬
berechtigten endgültig darüber abgestimmt wird, ob die
Auflösungstattfinden soll oder nicht.



§ 26. Die Liquidation des Geschäfts im Falle

der beschlossenen Auflösung der Gesellschaft geschieht

nach Bestimmung des Aufsichtsraths durch den Director

oder dessen Stellvertreter, oder einen oder mehreren

Delegirten des Aufsichtsraths.

Der Beschluß der Auflösung entbindet die Aetio-

naire nicht von ihren Einschußverpflichtungen auf ihre

Wechsel. '

VI.

Oeffentliche Bekanntmachungen.

Z 27. Alle öffentlichen Bekanntmachungen, welche

rechtsgültige Wirkung haben sollen, müssen Namens der

Gesellschaft von dem Aufsichtsrath oder dem Director

veröffentlicht werden in:

der „Hamburgischen Börsenhalle",

den „Hamburger Nachrichten",

der „Weserzeitnng",

der „Berliner Börsenzeitung"

dem „Deutschen Reichsanzeiger",

Geht eines dieser Blätter ein, oder verschließt es

sich der Aufnahme der Anzeigen, so hat der Anfsichts-

rath an dessen Stelle ein anderes Blatt zu wählen

und die getroffene Wahl in den übrigen Zeitungen be¬

kannt zu machen.

^ Formular der Actie.

No Baar-Einzahlung: Thlr.....

Actie
der

Trgn8llt^liMm Feuer-VerlUmmgZ'Aetim-

Gi'seMaft

zu Hamburg
über

Fünfhundert Thaler Preußisch Couraut.

Herr in

nimmt nach Bestimmuug des Gesellfchafts-

Statuts verhältnißmäßigen Antheil an dem gefammten

Eigenthum, dem Gewinne und Verluste der unterzeichn

neten Gesellschaft. Eine Besitzvcränderung dieser Actie

erlangt nach Z 8 des Statuts nur nach Genehmigung

des Aufsichtsraths der Gesellschaft Gültigkeit.

Hamburg, den 18..

Transatlantische Feuer-Versicherungs-Aetien ^

Gesellschaft.

Für den Aufsichtsrath - Der Director

»!. A. ^ > w. w.
(Facsimile der Unterschrift des (Unterschrist des Director?,)

(Vorsitzenden des Aufsichtsraths).

Eingetragen in das Aetienbuch

I». Formular eines DivideudeuscheineS.

(Vorderseite).

Am 1. Juli 18 .. zahlt die unterzeichnete Actie»-

Gesellschaft dem Ueberbringer die auf die Actie No
für das Jahr treffende Dividende.

Hamburg, den 18..

Transatlantische Fener-Versicherungs-Aetien-
Gesellschast.

(I-> 3.) Der Aufsichtsrath:
Facsimile oder eigenhändige Unterschrift eines Mitgliedes

des N»ssichtir«thSl,

c. Formular des Talous.

(Vorderseite.)

Talon zur Actie No.
Die.... fünfjährige Serie von Divideudeufcheinen

wird dem Eigenthümer obiger Actie gegen Rückgabe des

gegenwärtigen Talons verabfolgt.

Hamburg, den 18 . .

Transatlantische Feuer-Versicheruugs-Actien-

Gesellschaft.

Der Aufsichtsrath:
(Facsimile der Unterschrist eines Mitgliedes des Anssichtsraths).

I>. Formular der Sola-Wechsel.

Einen Monat nach Sicht zahle in

Hamburg gegen diesen Sola Wechsel an die

Ordre der Transatlantischen Feuer-Versicheritllsts-Actien-Gesellschast die Summe von
ZweihundertThalern Preuß. Cour. ----- 600 Reichs»!.

Die Präsentation des Wechsels muß spätestens am

31. December 1896 erfolgen.

(Ort nnd Datum der Ausstellung),

(Namensunterschrift, Stand und Wohnort).
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